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 Adäquate Liquiditätsinstrumente 
 für kommunale Versorgungsunternehmen 

 zur Systemstabilisierung 

 Was für eine sichere Energieversorgung 
noch erforderlich ist:

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine verursacht auf den Ener-
giemärkten weiterhin große Verwerfungen. Die wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Folgen der stark steigenden Energiepreise stellen 
eine hohe Belastung für die Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirt-
schaft in Deutschland dar.

Die zuletzt von der Bundesregierung und der Experten-Kommission 
Gas und Wärme angedachten Maßnahmen sind ausdrücklich zu begrü-
ßen. Jetzt kommt es entscheidend darauf an, dass diese Maßnahmen 
in den kommenden Wochen schnell gesetzlich verankert und die Um-
setzung für die Stadtwerke so einfach wie möglich gestaltet werden. 
Der für den Abschlagsverzicht bei Gas und Fernwärme vorgelegte 
Gesetzesentwurf geht in die richtige Richtung. Damit die Stadtwer-
ke entsprechend handeln können, müssen die hierfür vorgesehenen 
staatlichen Finanzmittel in jedem Falle vor dem 1. Dezember 2022 bei 
den Versorgern eingehen – eine Vorfinanzierung ist, bei der ohnehin 
schon angespannten Liquiditätssituation, in keinem Falle möglich. Was 
die Ausgestaltung der eigentlichen Preisbremsen für 2023 anbelangt, 
sollte im Sinne einer schnellen und funktionierenden Umsetzung über 
weitere Vereinfachungen der Instrumente nachgedacht werden. So 
plädieren wir für einen simplen Preisdiscount in Ct/kWh, ohne hierbei 
auf bestimmte Mengen Bezug zu nehmen. Der Anreiz zum Energie-
sparen bliebe bei deutlich einfacherer Umsetzung weiterhin erhalten. 
Und auch bei der Strompreisbremse präferieren wir aus Umset-
zungsgründen eine Mittelabschöpfung auf Erzeugerseite und Mittel-
bereitstellung an die Versorger über eine staatliche Stelle – wie bei 
der Gaspreisbremse. Die vom Bundeswirtschaftsministerium bislang 
angedachte Idee, dies über die mehr als 800 Anschlussnetzbetreiber 
abzuwickeln, ist unmöglich, da die Netzbetreiber hierfür weder über 
die notwendigen Daten und Prozesse, noch über Personalkapazitäten 
verfügen.

Trotz der staatlichen Absicherung der Importstufe und der ange-
dachten Strom- und Gaspreisbremsen erhöht sich temporär und 

unverschuldet der Liquiditätsbedarf der Stadtwerke weiter extrem 
– teilweise bis hin zu einer Verzehnfachung –, was primär auf die Ener-
giebeschaffung zurückzuführen ist. Darüber hinaus ist festzustellen, 
dass die allgemein gestiegenen Branchenrisiken, der erhöhte Liquidi-
tätsbedarf und auch die drohenden Risiken von Forderungsausfällen 
auf der Kundenseite zu deutlich verschlechterten Risikobewertungen 
durch Banken führen. In der Folge kommt es zu verminderten Bereit-
stellungen von Krediten und einer Verteuerung bestehender Finanzie-
rungen für die Stadtwerke.

Die kommunale Energie- und Daseinsvorsorge ist systemrelevant und 
muss in jedem Fall aufrechterhalten werden. Dies dient der sicheren 
Energieversorgung von Bürgerinnen und Bürgern, von Unternehmen 
und mithin der Aufrechterhaltung der Wirtschaftskraft Deutschlands 
sowie der Realisierung der Energiewende und des Klimaschutzes.

Obgleich diese Thematik der Politik bereits seit Frühsommer 2022 
bekannt ist, sind die Beratungen bislang leider ergebnislos verlaufen. 
Die Zeit drängt jedoch. Für die rechtzeitige Vorbereitung und massen-
taugliche Umsetzung müssen Entscheidungen jetzt getroffen und 
schnellstmöglich umgesetzt werden.

Es ist daher dringend notwendig, die kommunalen Energieversorger 
über passgenaue staatliche Liquiditätsinstrumente und weitere Maß-
nahmen abzusichern. Den Beschluss „Wege aus der Energiekrise“  
der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vom  
21. Oktober 2022 und hier insbesondere den Punkt TOP 1.2 Nr. 5 
begrüßen wir daher ausdrücklich.  Auf dieser Basis sollte spätestens 
bei der Sonder-Ministerpräsidentenkonferenz am 2. November 2022 
eine von Bund und Ländern gemeinsam getragene Entscheidung sowie 
Finanzierung herbeigeführt werden.

Handlungs- und Lösungsempfehlungen der Task Force
Politische Willensbildung des Beirats der Thüga Aktiengesellschaft
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Die unseres Erachtens wichtigsten Maßnahmen 
sind (Konkretisierung auf Seiten 4 und 5):

1. Liquiditätsinstrumente für kommunale Energieversorger 
von staatlicher Seite jetzt bereitstellen – Anpassung 
Margining-Schutzschirm (KfW):

– Ausweitung Abdeckungsbereich, 

– Ergänzung um Bürgschaften bzw. staatliche 
Garantien (unbar) und 

– Vereinfachung der Zugangsvoraussetzungen.

2. Zeitlich befristete Aussetzung der Insolvenzantrags-
pfl icht für Unternehmen („Insolvenzmoratorium“) – 
wie während der Corona-Pandemie.

3. Gründung einer staatlichen Zweckgesellschaft zur 
Absicherung von Forderungsausfällen und gleichzeitiger 
Wirtschaftsförderung.

Im Übrigen unterstützen wir den jüngsten Appell von Deutscher 
Städtetag, Deutscher Städte- und Gemeindebund, dem Bundesver-
band der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. und dem Verband 
Kommunaler Unternehmen e.V. für einen Schutzschirm und Unter-
stützung der regionalen und kommunalen Energieversorger.

Dieses Papier ist in der Sitzung der Task Force Politische Willens-
bildung des Beirats der Thüga Aktiengesellschaft am 28. Oktober 2022 
in Berlin entstanden. Die Task Force bündelt und formuliert kommu-
nale politische Positionen und gibt energiepolitische Impulse 
in unterschiedlichen Handlungsfeldern. Vorsitzender der Task Force 
und des Thüga-Beirats ist Udo Glatthaar, Oberbürgermeister der 
Stadt Bad Mergentheim.

Dieses Papier ist den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten 
sowie den Energieministerinnen und Energieministern der Länder 
zugegangen. 

Udo Glatthaar
Vorsitzender des Thüga Beirats
Oberbürgermeister der Stadt Bad Mergentheim

Die Mitglieder der Task Force Politische Willensbildung des Thüga-Beirats:

Michael Riechel 
Vorsitzender des Vorstandes der 
Thüga Aktiengesellschaft

Markus Conrad
Vorsitzender des Aufsichtsrates der 
Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH 
und Bürgermeister der Verbandsgemeinde 
Wörrstadt

Eric Ballerstedt
Erster Bürgermeister der Stadt Lindenberg 
im Allgäu

Peter Boch
Oberbürgermeister der Stadt Pforzheim

Wilhelm Baumgarten
Vorsitzender des Aufsichtsrates der 
Stadtwerke Bad Harzburg GmbH

Dr. Günther Beckstein
Bayerischer Ministerpräsident a. D.

Jens Augat
Bürgermeister der Stadt Osterode am Harz
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Markus Ibert
Oberbürgermeister der Stadt Lahr/Schwarzwald

Marco Steffens
Oberbürgermeister der Stadt Offenburg
Marco Steffens
Oberbürgermeister der Stadt Offenburg

Tobias Meyer
Bürgermeister der Gemeinde Haßloch

Sylvio Krause
Vorsitzender des Aufsichtsrates der 
eins energie in sachsen GmbH & Co. KG und 
Bürgermeister der Gemeinde Amtsberg

Nikolas Häckel
Bürgermeister der Gemeinde Sylt

Stefan Güntner
Oberbürgermeister der Stadt Kitzingen

Klaus Wagner
Bürgermeister der Stadt Grünstadt

Marcus Schaile
Bürgermeister der Stadt Germersheim

Daniel Friedl
Mitglied im Rat der Hansestadt Stade und 
Aufsichtsratsvorsitzender der Stadtwerke Stade

Andreas Dittmann
Bürgermeister der Stadt Zerbst

Adolf Kessel
Oberbürgermeisterder Stadt Worms

Jörg Reichl
Bürgermeister der Stadt Rudolstadt

Manfred Wagner
Oberbürgermeisterder Stadt Wetzlar

Markus Zwick
Oberbürgermeister der Stadt Pirmasens

Dr. Thomas Nitzsche
Oberbürgermeister der Stadt Jena

Dr. Thorsten Kornblum
Oberbürgermeister der Stadt Braunschweig
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 Die Handlungs- und Lösungs-  
 empfehlungen im Einzelnen: 

 1.) Liquiditätsinstrumente für  
 kommunale Energieversorger von  
 staatlicher Seite jetzt bereitstellen –  
 Ausweitung, Ergänzung und  
 Vereinfachung des Margining-  
 Schutzschirms (KfW). 

Der hohe Liquiditätsbedarf der Versorger ist primär auf die Energie-
beschaffung zurückzuführen:

•	 Im börslichen Terminhandel steigen die Sicherheitsleistungen 
(Margin Calls) als Folge der erheblichen Schwankungen bei den 
Strom- und Gaspreisen massiv an. Dies ist selbst für finanziell 
robuste Energieversorger, wie es Stadtwerke sind, ein echtes 
und nicht allein lösbares Problem.

•	 Auch in der so genannten Spot-Beschaffung über die Börse 
steigt der Liquiditätsbedarf massiv, da die Beschaffungsmengen 
(zu den stark gestiegenen Preisen) hier sofort zu bezahlen sind. 
Die Zahlungszuflüsse für die Absatzmengen können dagegen 
auch bei vollständiger Preisweitergabe an die Kunden oftmals 
erst mit erheblichem zeitlichem Versatz realisiert werden.

•	 Die deutschen Stadtwerke sind weit überwiegend nicht selbst 
an den Energiebörsen aktiv, sondern beschaffen ihre Strom- und 
Gasmengen bilateral bei den großen Erzeugern/Importeuren 
bzw. bei Zwischenhändlern. Auch in der bilateralen Beschaffung 
(Over The Counter – OTC) werden von Handelspartnern zu-
nehmend Sicherheiten gefordert.

Darüber hinaus ist festzustellen, dass die allgemein gestiegenen  
Branchenrisiken, der erhöhte Liquiditätsbedarf und auch die drohen-
den Risiken von Forderungsausfällen auf der Kundenseite zu deutlich 
verschlechterten Risikobewertungen durch Banken führen. In der 
Folge kommt es zu verminderten Bereitstellungen von Krediten und 
einer Verteuerung bestehender Finanzierungen für die Stadtwerke.

Die staatliche Bereitstellung von geeigneten Liquiditätsinstrumenten 
ist daher essenziell.

Der von der Bundesregierung im Juni 2022 aufgelegte „Margining-
Schutzschirm“ (KfW) ist für den Liquiditätsbedarf der Stadtwerke 
grundsätzlich nicht geeignet, sondern müsste vielmehr hinsichtlich des 
Abdeckungsbereiches ausgeweitet, zusätzlich um Bürgschaften bzw. 
staatliche Garantien (unbar) ergänzt und bei den Zugangsvoraus- 
setzungen und der Handhabung deutlich erleichtert werden.

Nachfolgende Verbesserungen  
werden vorgeschlagen:

a.	 Die Finanzierung börslicher Sicherheiten darf nicht auf Verkaufs-
geschäfte begrenzt sein. Stadtwerke treten überwiegend als 
Käufer auf. Im Falle stark sinkender Preise können die Sicher-
heitsanforderungen der Börse nicht bewältigt werden, sodass 
den Stadtwerken ohne zusätzliche Liquiditätsversorgung der 
Zugang zum Börsenmarkt versperrt ist.

b.	 Liquiditätshilfe muss für alle Energieunternehmen – auch Stadt-
werke – zugänglich sein, unabhängig von Größe und Eigen-
tümerstruktur. Dabei muss auch die – hoffentlich bald wieder 
eintretende – Phase sinkender Preise abgedeckt werden (bei 
Sicherheiten liegt hier das Liquiditätsrisiko beim Käufer).

c.	 Neben der Finanzierung reiner börslicher Sicherheiten auch 
Anwendung auf Liquiditätsbedarfe aus Spot-Beschaffung und 
bilateralem Handel (OTC), da Stadtwerke überwiegend hier 
Energiemengen beschaffen.

d.	 Ergänzung um Bürgschaften bzw. staatliche Garantien (unbar), die 
im börslichen sowie im OTC-Handel als Sicherheiten anzuerken-
nen sind. Diese unbaren Instrumente haben u. a. den großen 
Vorteil, dass sie auf Seiten des Energieversorgers nicht zu einem 
Anstieg der bilanziellen Finanzverbindlichkeiten führen, und kön-
nen somit bonitätsstützend wirken.

e.	 Die Voraussetzung des Verzichts auf Gewinnausschüttungen/
Dividenden ist für kommunale Stadtwerke höchst problematisch 
bzw. schlichtweg nicht erfüllbar und sollte daher entfallen. Stadt-
werke sind oftmals in eine Kaskade von Ergebnisabführungsver-
trägen eingebunden, die im Übrigen den jeweiligen Organträger 
auch zur Übernahme von Verlusten verpflichten. Würde hier in 
bestehende Vertragsverhältnisse eingegriffen, droht die Energie-
krise zu einem Flächenbrand der kommunalen Daseinsvorsorge 
zu werden.

f.	 Zugangsvoraussetzung „Gefährdung Versorgungssicherheit der 
Bundesrepublik“ sollte ersatzlos gestrichen werden. Einzel-
ne Stadtwerke können diese nicht erfüllen, wenngleich in der 
Summe über die deutsche Stadtwerkelandschaft ein solcher Fall 
eintreten könnte (Systemrelevanz).

g.	 Nachweis der Unmöglichkeit alternativer Finanzierungen ist  
wenig praktikabel und zu kurz gedacht. Durch die volle Aus-
schöpfung von Kreditlinien erhöht sich der Verschuldungsgrad 
eines Unternehmens. In der Folge sinkt die Bonität und die 
Finanzierungsfähigkeit verschlechtert sich. Es müssen auch 
weiterhin Kreditlinien für andere Liquiditätsbedarfe vorgehalten 
werden.
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 2.) Wie bereits während der Corona-  
Pandemie sollte die Insolvenzantrags  
 pflicht für Unternehmen für einen  
 befristeten Zeitraum ausgesetzt werden  
 („Insolvenzmoratorium“). 

 3.) Gründung einer Zweckgesellschaft  
 zur Absicherung von Forderungs-  
 ausfällen und gleichzeitiger  
Wirtschaftsförderung 

Erklärtes Ziel der Politik im Hinblick auf die geplanten Strom- und 
Gaspreisbremsen ist es, Haushalte und Unternehmen zu entlasten, 
aber gleichzeitig einen deutlichen Anreiz zum Energiesparen zu geben. 
Realistischerweise ist davon auszugehen, dass es bei allen Bemühun-
gen nicht gelingen wird, die Instrumente in jeglicher Hinsicht sozial-
gerecht und vollständig abfedernd auszugestalten.

Konkret bedeutet dies, dass trotz allem deutlich steigende Energie-
kosten von Haushalten und Unternehmen getragen werden müssen 
und damit ein deutliches Anwachsen der Forderungsausfälle für Stadt-
werke aufgrund zahlungsunfähiger Kunden zu erwarten ist. Dies wird 
damit zu einem unkalkulierbaren Ergebnisproblem der Stadtwerke 
führen.

Es sollte deshalb – möglichst bereits im Zuge der Strom- und Gas-
preisbremse – seitens der Politik die Gründung einer – über die 
KfW abgesicherten/haftungsfreigestellten – Zweckgesellschaft (ZG) 
in Erwägung gezogen werden. Auf diesem Weg könnten die allfälligen 
Forderungen gegenüber zahlungsunfähigen Kunden zu einem zu ver-
einbarenden Anteil zwischen ZG und Stadtwerken direkt glattgestellt 
werden. Die ZG hätte gegenüber den Kunden einen Förderdarlehens-
vertrag mit entsprechender Rückzahlungsvereinbarung zu bestimm-
ten Zinskonditionen. Dies würde Haushalten die Möglichkeit geben, 
Forderungen über einen länger als 24 Monate dauernden Zeitraum zu 
tilgen und bietet die Chance für konkrete Wirtschaftsförderung.

Gleichzeitig wäre dieses Instrument vom Staat in seiner Wirkung gut 
aussteuerbar hinsichtlich Zinshöhe, Dauer, sozialer Zielgenauigkeit 
und einem möglicherweise notwendigen Schuldenerlass.


